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Lenins Mde auf dem Parteitag
Gegen die Opposition

Moskau , 31. Aiärz .

In der 3! ede , die Lenin auf dem Parteitag der rufst -

kchen Kommunisten hielt , führte er ans : Wir haben die alten

bürgerlichen Wege verlassen , aber noch nicht eigene Wege be -

«rcten . Es mangelt uns nicht an Macht , riesige Mittel stehen

uns zur Verfügung . Wir müssen aber lernen , so zn hau -

dein , daß der Staat so funktioniert , wie wir es wollen . Dies

ist bis heute nicht der ivall . Wir müssen die Staatsmaschine

« gieren lernen . Die Hauptaufgabe des Zentralkomitees hat

in der Umgruppierung der Kräfte nach geordnetem Rückzug

bestanden . Es mns ; in entschiedener Weise gegen jede Panik -

stimmung angekämpft werden . Das Hervortreten der söge -

oanntenArbeiteropposition war eine typische Panikerschcinung ,

wie sie bei jedem Rückzüge vorkommt . Unerbittlich

jnUB m a » gegen die Verbreiter der Panik -

stimmung , die M e n s ch e w i st e n sein . Nachdem ivir

Mit den Kapitalisten bis zu einem gewissen Punkt gekommen

sind , über den hinaus ivir nicht weiter gehen ivcrden , bleibt

bte Hauptausgabe das Bündnis zwischen Arbeiter - und

Bauernschaft . Dazu ist die gesamte politische und Wirkschaft -

Uche Macht in ihren Händen . Allerdings macht sich hier der

Plangel an Kultur fühlbar . Die Bourgeoisie ist zwar

Kefiegt , ihre Kultur ist wohl nichtig und schlecht , doch sie ist

«vermöge ihrer Zähigkeit der proletarischen Kultur

# 6 « Hegen und noch immer in der Lage , Kommunisten ,
welche an verantwortlicher Stelle stehen , auszulaugen .

trotzdem , snhr Lenin fort , haben wir keinen Grund zur

Verzweiflung . Die Kommunisten Rustlanös haben als erste
eine Bresche in das konnnunistische System ge schlag « » und

ben ersten Sowjetstaat anfgobaut . Es ist ganz natürlich , dast

mcht alles gleich klappte . Auch die erste Maschine , die erste
Lokomotive war nicht gleich vollkommen . Die wichtigsten
Etappen sind schon zurückgelegt . Im Jahre 1917 ist Rußland
( ms dem reaktionären Kriege ausgeschieden . 1918 wurde

die Frage Konstituante oder Sowjetmacht zugunsten der

Sowjetmacht entschieden . In den Jahren 1919 —1929 mußten

wir uns der feindlichen Ueberfälle erwehren , um dann 1921
einen geordneten Rückzug antreten zn können . Die Ausgabe
von 1SS2 ist die Revision nnd Ansführnng der zn verwirk -
lichcnde « Pläne und staatsnotwendigeu Ausgaben , die Aus -
wähl der passenden Lente . Hier wies Lenin darauf hin , daß
es notwendig sei . das Verhältnis zwischen der Kommnnisti -
scheu Partei nnd den Somjetorganen neu zu regeln . Auch
die obersten Sowjctorgane müßten von den Kommissionen
gereinigt werden , bei deren Revision sich der größte Teil als
iibersliiisig erwiese » habe . Die Konferenzen der Wirtschafts -
ämter sollen erweitert werden und die Sessionen deö Zen -
tral - Exokntivkomitees häufiger stattfinden .

Nach der Rede Lenins referierte M o l o t o >v über die
organisatorische Tätigkeit des Zentralkomitees . Er teilte mit ,
daß die Kommunistische Partei heute aus 300 000 Mitgliedern
bestehe , gegenüber 039 000 vor der „ Reinigung " durch die
eine Stärkung des proletarischen Elements in der Partei
erzielt worden sei . In der Diskussion , die den beiden Nefe -
raten folgte , verlangten Miljutin und andere im Falle der
Einstellung des wirtschaftlichen Rückzuges , von der Lenin
gesprochen hatte , die Rückkehr z n m Prinzip der
st a a t l i ch e n Versorgung und der planmäßigen Wirt -
schaftsführnng in der Großindustrie . T r o tz k i besprach daß
Verhältnis zwischen der Kommunistischen Partei und den
Sowjets und verwies auf die Bedeutung der Ausbildung der
jungen Generativn . Eine Resolution , welche die politischen
Richtlinien des Zentralkomitees billigt , gelangte bei vier
Stimmenthaltungen zur Annahme .

Hierauf entspann stch eine lobhafte Debatte über die Er¬
klärung , die von 23 Mitgliedern der „ Arveiteropposition " der
erweiterten Sitznng der Exekutive der Kommunistischen
Internationale überreicht worden war nnd heftige
Klagen über die offizielle Politik der Bol -

schewiki enthielt . An der Diskussion hierüber be -
tciligten sich unter anderen Rjasanvw und Schlap -
n i k o w.

Schließlich wurde diese Angelegenheit einer besonderen
Kommission überwies c n .

Russische Besorgnisse wegen Genua
London , 31. März .

Dschitschertu erklärte in einer Unterredung mit dem Soa -

derherichterstattcr des „ Manchester Guardian " in Riga , er

sei sehr beunrnhigt über die Haltung der italienischen

Regierung . Wenn die russische Delegation nicht in Genua ,

' ondern 30 Meilen davon entfernt in Rappailo untergebracht

verde , so müsse sie jeden Tag in Automobilen ans ber ein -

Stgcn Berbindungsstraßc zwischen Rapallo nnd Genna , die

» osonders für Mordanschläge geeignet sei , nach

venua fahren . Angesichts der Drohungen die bereits

iurch Sawinkoiv und die russischen Monarchisten ausgestoßen

vorden seien , würde es vielleicht für die Sowjetdelcgatio »

unmöglich sein nach Genna zu gehen , wenn sie täglich auf

,er Straße Rapallo —Genua Spießrutenlaufen müsse .

Rtwinmv erklärte in einer Unterredung mit demselben Bc -

richterstatter , gewisse Berichte über die Vorkonferenz der

Sachverständigen in London , die in der französischen Presse

»erösfentlicht wurden , seien nicht ermutigend für den

Erfolg der Konferenz . Es werde anscheinend immer noch ver -

sucht , die Angelegenheiten Rußlands zu regeln , ohne den Herrn

» es Hmrses zn befragen .

Die Anleihe für Deutschland
Borbereitende Beratungen .

Paris , 30. März .

stu dem gestrigen Beschluß der Reparationskommission

betr die Einsetzung eines internationalen Ausschusses , der

die Möalichkeit von Bedingungen einer von Deutschland aus -

» « nehmenden internationalen Anleihe zu Reparations -

» wecken zu prüfen hat , bemerkt „ Temps " in seinem Lest -

�tikel der Urheber des Planes sei John Bradbnry . Der

tionskommission de la Croix zum Vorsitzenden nnd den » wer -

ten italienischen Delegierten in der Reparativnskommission

würden beigeordnet e i n - o e i t r e t c i b e - , .

Regierung nnd vier sinanzsachverstandige MUgl - eder .

ein Amerikaner , ein Engländer , cm Franzose und

länder toder auch ciu Schweizer ) . Der Gegenst�id
des Be¬

richtes . den dieser Ausschuß der Reparat . onskoumn » ou vor -

regen soll , sei in folgenden drei Fragen zusammeuoUfasien .

i Z u w e l ch e n B e d i n g u n g c n könne Deutschland a » j

den . Hauptfinanzmärkte » der Welt Anleihen aufnehmen ,

deren Erträgnisse zum teilweisen Rückkauf der Reparations -
schuld verwendet würden nnd welche Summe könnte es in

vernünftiger Weise während der kommenden fünf Jahre sich
zn verschaffen hoffen ? 2. Welche Garantie könnte man
den etwaigen Geldgebern anbieten , ohne die spätere Zahlung
derjenigen Summen ungebührlich zu gefährden , die Deutsch -
land als RcparationÄschuld schulde ? 3. Wie müssen die
Einnahme n und die anderen Aktiven , die für den Dienst
der Anleihen verwendet werden sollen , kontrolliert
und verwaltet werden , und welche Beziehungen müssen zwi -
scheu der deutschen Regierung , den Vertretern der Geldgeber
und der Reparativnskommission bestehen ?

Die oberschlefische Autonomie
Breslau , 31. März .

Die „ Schlestjche Volkszeitung " veröfsentlicht eine in N e n -

st a d t von den Vertrauensmännern der ober -

s ch l e s i s ch e u Z c n t r n m S p a r t c t gefaßte Entschließung ,
die init großem Nachdruck eine Abstimmung über die Auto -
livmie Oberschlcsiens , wie sie durch ReichAgesetz und Regie¬

rungserklärung gewährleistet sei , verlangt . Die Partei will

sich für die Autonomie einsetzen , um eine Wiederkehr früherer
politischer Fehler zu verhindern , erstrebt aber einen

möglichst engen Anschluß ein das Reich . Es sei mit der

P a r te i ö i s z i p l i n unvereinbar , daß Mitglieder in gegne -
vischen Organisationen gegen die Autonomie arbeiten .

Oberschlesien ist , nachdem siroße Teile an Polen ge -
fallen sind , als selbständiger Bundesstaat nicht lebeits -

fähig . Die Schaffung von neuen Zwergländchen dient
aber auch nicht den Interessen der Gesamtheit des

Reiches . Es wird lediglich ein neuer Behördenapparat
geschaffen , der die Verwaltung kompliziert und Aus -

gabelt verursacht , die mit der finanziellen Schwierigkeit
des Reiches in schriller Disharmonie stehen . Gelvife

habe die republikanische Regierung in der Behandlung
der obcrschlesischen Bevölkerung viele Fehler gemacht ,
mindestens ebensoviele Fehler wie die alte kaiserliche
Regierung . Das hat sich denn bei der Abstimmung
bitter gerächt . Diese Fehler dürfen unter

keinen Umständen wiederholt werden .

Das Zentrum kann dabei auch im Interesse der ober -

schlesischen Bevölkerung tatkräftig mitwirken . Es

braucht nur mit Entschiedenheit für eine fortschrittliche

soziale Reichspolitik einzutreten und für eine von

wirklich demokratischen Gesichtspunkten getragene Lau -

des - und Verwaltungspolitik .

Krifis der Kommunalpolilik
Der Vorfall in der gestrigen Stadtverord »

netcnsitzung hat in der kommnnalpolitischen Vertre -

tung unserer Partei einen Gegensatz offenbart , der

zwar schon lange besteht , aber bisher innerhalb der

Partei ausgetragen wurde . Bevor nun über diesen
Gegensatz unkontrollierbare Gerüchte entstehen , sei an

dieser Stelle der Versuch gemacht , mit der größtmög -
lichen Objektivität beide Auffassungen darzulegen .

Im Grunde hängt diese Krisis unserer kommunal -

politischen Vertretung innerlich zusammen mit den
anderen Krisen , die in der Neichötagsfraktion und

zwischen der „ Freiheit " - Redaktion nnd der Partei -
zentrale aufgetreten sind . Es handelt sich um die völlig
neue Situation , in der sich die Arbeiterbewegung im

Vergleich zu der Zeit vor dem Kriege befindet , die die

Arbeiterklasse vor ganz neue Aufgaben stellt . Wie in

den Ländern und dem Reich , so war die Arbeiterschaft
auch in den Gemeinden vor dem Kriege von jeder prak -

tischen Einwirkung auf die tatsächlichen Verhältnisse
so gut wie vollständig ausgeschaltet . Das Dreiklassen -
Ivahlrcchl , das in den meisten Gemeinden bestand ,
sicherte dem Hausbesitz und audereifbesitzenden Tchich -
ten die bedingungslose Vorherrschaft in den Kommn -

neu , so daß die Arbeiterschaft , wenn sie unter äußerster
Anspannung aller Kräfte überhaupt in die Gemeinde -

Parlamente eindringen konnte , nur eine hoffnungs -
lose oppositionelle Minderheit bildete .

'
>

Das ist nach der Revolution vollkommen an -

d e r s geworden . Durch die Einsührnng des allge
meinen , gleichen , direkten und geheimen Wahlrechts
für Angehörige beider Geschlechter über Jahre er -

sichren die Gemeindeparlamente eine ganz neue Zu -
sammensetziing . Entsprechend ihrem Anteil an der

Bevölkerungsziffer errang die Arbeiterklasse in vielen

Gemeinden die Mehrheit , so daß sie nicht nur in den

Stadtverordnetenversammlungen cutscheidend war ,
sondern auch bei der Bildung der Magistrate nicht
mehr ausgeschaltet werden konnte . \

Damit begann für die Arbeiterbeivegung eilt neuer

Weg -' Spoiler Schwierigkeiten . Die rücksichtslose
K r i e g s w i r t s ch a f t der kaiserlichen Regierung
hatte nicht nur das Reich finanziell und politisch denn

völligen Ruin entgegengesiihrt , sondern sie hatte auckp
alle gesunden Grundlagen der Gemeindefinanzen voll -

ständig zerstört . Während des Krieges war die Sorge '
für die Ernährnugswirtschast vollständig den Gemein¬

den aufgebürdet worden , das ganze Rationierungs -
system und die damit verbundenen enormen Ausgaben
belasteten ausschließlich die Gemeinden . Weiter bür -

detc man den Gemeinden den größten Teil der Aus -

gabeit für die Kriegsunterstützungen auf , die zwar

später vom Reich zurückgestellt werden sollten , die aber

für die Kriegsjahre natürlich eine völlige Verschul -
düng der Gemeinden verursachten . Nun hätte das

Reich am Ende des Friedens ganz sicher seinen Ver -

pflichtttngcn gegenüber den Gemeinden nachkommen
können , wenn es selbst dazu in der Lage gewesen wäre .

Indessen hatte die wahnsinnige Kriegsfinauzpolitik der

kaiserlichen Regierung die denkbar gründlichste Arbeit

geleistet, - da die deutschen Finanzen während des Krie -

ges nicht nach wirtschaftlichen , sondern nach inilijäri -

scheu Gesichtspunkten geleitet wurden , sah sich das

Reich am Ende des Krieges gezwungen , alle nur mög -
lichen Einnahmequellen für sich in Anspruch zn nehmen .
Infolgedessen belegte das Reich die Einkommensteuer
mit Beschlag und nahm den Gemeinden die wichtigste
Einnahlnequelle . Das hatte nicht nur die schwersten
finanziellen Folgen , sondern bedeutete auch einen tie¬

fen Einschnitt in die Selbstverwaltung der Gemeinden .

In dieser vollständig verfahrenen Situation , bei

zerrütteten Finanzvevhältnisien , fortschreitender
Geldentwertung , steigender Not der Bevölkerung und

eingeengter Selbstverwaltung mußten die neuen

sozialistischen Kommünalverwaltnngen ihre Arbeit

aufnehmen . Würdigt man diese Voraussetzungen ,
unter denen die erste praktische sozialistische Arbeit in

den Kommunen beginnen mußte , so erklären sich auch
viele Fehlschläge und Schwierigkeiten sozialistischer
Stadtverwaltungen . Alles , was bisher über die Kom -

munalpolitik gesagt wurde , gilt aber bei der Größe des

Gemeinwesens in ganz besonderem Maße für Berlin .

Noch heute haben die Finanzen Berlins unter den

Folgen des Krieges schwer zu leiden . Dazu kommt ,
daß während des Krieges in allen Werken Raubbau

getrieben worden ist, ' die Straßenbahn ist während des

Krieges derartig vernachlässigt worden , daß es wahr -

, scheinlich der Arbeit von Jahrzehnten bedarf , um die »

t ses Unternehmen wieder auf den Friedensstand zn

s



Kür die finanzielle Lage ÄerUns und seiner
Betrieb « kommt weiter hinzu , daß die städtischen
Arbeiter wie die ganze Arbeiterschaft durch den Krieg
körperlich bis zum äußersten heruntergewirllschafte
wurde und heute , bei der immer noch steigenden Not
und der mangelhaften Ernährung , nur sehr vermin
dert leistungsfähig ist . Fügt man diesen Schwierig
keiten noch die neuen Aufgaben hinzu , die der Berliner

Kommunalverwaltung durch die neu zu bildende Ein

heitsgemeinde erwachsen , so ergibt sich insgesamt für
den sozialistischen Magistrat eine Aufgabe von so
gigantischer Größe , daß der gauzö Mut , das

ganze Zielbewußtsein und die ganze Ueberzeugungs
treue des Sozialisten dazu gehört , unter all diesen
Widerwärtigkeiten der Gegenwart eine solche Aufgabe
im Interesse der arbeitenden Bevölkerung überhaupt
in Angriff zit nehmen .

Von dem besten und unermüdlichen Willen , diese
Nicsenaufgabe zu lösen , sind beide Auffassungen un -
serer Rathausfraktion getragen . Es handelt sich nur
um die W ege , die zur Lösung der Aufgaben beschrit
ten werden sollen . Dabei ist es ganz natürlich und

psychologisch vollkommen begreiflich , daß sich ftir den ,
der gegenüber der Arbeiterschaft und , als Komm »

nalbeamter , gegenüber der gesamten
Einwohnerschaft für bestimmte Teile dieser Ver -

waltung die Verantwortung trägt , die Dinge etwas
anders darstellen , als für den , der nur dem kontrollie
renden Gemeindeparlament angehört und in erster
Linie die unmittelbaren Interessen seiner Wählerschaft
zu vertreten hat . Hier liegt nach unserer Auffassung
der Gegensatz in den Meinungen begründet . Unsere
Magistratsmitglieder müssen , wenn es überhaupt
einen Sinn haben soll , im Magistrat mitzuarbeiten ,
voll ihre Pflicht als die obersten Kommnnalbeamten

erfüllen . Es ist selbstverständlich , daß sie bei dieser
Pflichterfüllung von ihrer grundsätzlichen sozialisti -
schen Auffassung auszugehen haben . Diese doppelte
Stellung als Sozialist und als Kommunalbeamter er -

fordert ein weit größeres Maß von Verantwortung ,
als die Tätigkeit im Stadtparlament . Damit soll
natürlich nicht gesagt sein , daß die Tätigkeit in der

Stadtverordnetenversammlung ohne jede Veraut -

wortung vor sich gehen könne . Eine weitere Folge der

Tätigkeit als Stadtrat ist ganz natürlich ' die E r -
k e n n t n i s der Grenzen , die selbst den sozialisti -
schen Vorwärtsstreben durch die tatsächlichem
Machtverhältnisse in der Kommune gesteckt
sind . Diese Grenzen treten für den , der nur im Stadt -

Parlament tätig ist , nicht so deutlich hervor , weil diese
Grenzen nicht nur in dem Stimmenverhältnis bei den

Abstimmungen ihren Ausdruck finden . Es sind dem

kommunalpolitischen Wirken auch der sozialistischen
Stadträte Grenzen finanzieller und

juristischer Natur gesetzt , deren Aufhebung
nicht in der Macht der Kommune liegt .

Dieser ungewöhnlich schwierigen Aufgabe der

Stadträte steht die Arbeit des Stadtverordneten gegen -
Über . Die Stadtverordneten verdanken ihr Mandat

einem Wahlkampf , in dem gewöhnlich von allen

Seiten dasjenige , was in der Kommune erreicht werden

kann , sehr viel rosiger ausgemalt wird , als es nachher
die Tatsachen zulassen . Nun ist es die Aufgabe der

Stadtverordneten , die Interessen ihrer Wählerschaft
die Lebenshaltung der Arbeiterklasse sehr erschwert ,
wenn fortgesetzt die Tarife erhöht werden . Also ist es
nur natürlich , wenn die Stadtverordneten auch unserer
Fraktion diesen Tariferhöhungen nur nach der reif -
lichsten Ueberlegung zustimmen können .

Hiev beginnt aber die Krisis in der

Kommunalpolitik . ES ist die Frage , vpr die

auch unsere Partei immer wieder gestellt wird / ob es

nicht über diesen unmittelbaren Lebensinteressen in

der Gestaltung des ganzen Schicksals der Kommune

noch höhere Interessen gibt , die nicht nur von

den an verantwortlicher Stelle stehenden Beanstragten

der Arbeiterschaft , den sozialistischen Stadträten , son -
dern auch von den Stadtverordneten verfolgt werden

müssen . Dieser Gegensatz der Auffassungen , der bei -

leibe nicht aus einem persönlichen Gegensatz resultiert ,
sondern aus der Verschiedenheit der Stellung und

Tätigkeit in der Kommune , hat in dem Borfall in der

gestrigen Stadtverordnetensitzung einen ungewöhnlich
drastischen Ausdruck gefunden . Es wird der ange -

strengtesten Arbeit im gemeinsamen wohlverstandenen
Interesse der Arbeiterschaft innerhalb der Kommune

bedürfen , um über diesen Gegensatz hinwegzukommen
zu einer Kommunalpolitik , die ebenso wohl die un -

mittelbaren Lebensinteressen der Arbeiterbevölkerung ,
als auch die höheren Interessen der zukünftigen Ge

staltung der Berliner Einheitsgemeinde verfolgt . Diese
Verständigung ist gewiß erstrebenswert, ' allein sie darf
unter keinen Umständen ans Kosten der Klarheit

erfolgen !

Das Attentat auf Mljukow
Der Kongreß der russischen Monarchisten scheint trotz beS

Attentats aus Miljukow an seiner Wcitertagung nicht be¬

hindert worden zu sein . Jedenfalls meldet die Korrespou -

denz » Rußpreß " . daß der Kongreß am Tage nach dem Atten -

tat eine Resolution angenommen habe , in der die ver -

sammelten Monarchisten ihre tiefe Empörung über

„ die sinnlose Ermordung des russischen Patrioten Nabokow "

zum Ausdruck bringen . Das Attentat könne der russischen

Sache nur schaden . Weiter wird behauptet , daß die in Ber -

lin zu einem Kongreß versammelten russischen Monarchisten

dem gemäßigten Flügel angehörten , während die

Attentäter zu den rechtsradikalen Gruppen gehören , die in

München » nd Belgrad ihren Sitz haben .

Dieser Darlegung ist kein Glaube » beizumessen . Tat -

sächlich waren auf dem Berliner Kongreß nicht nur die ge -

mäßigten , sondern auch die rechtsradikalen Gruppen ver »

treten . Das ergibt sich schon aus der Tatsache , daß der

alldeutsche Kriegsbarde Graf Reventlow auf dem

Kongreß vertreten war und dort einen Bortrag hielt .

Reventlow aber ist einer der Verbindungsmänner , die die

Beziehungen zwischen den deutschen und den russischen Monar -

chisten herstellen . Bemerkenswert ist weiter die Tatsache ,

daß einer der Attentäter Sekretär der „ Teutsch - Russischen

Gesellschaft " in München war . die sich angeblich nur mit

wirtschaftlichen Angelegenheiten befassen will , in Wirklich -

keit aber nichts weiter ist , als eine Zentralstelle deutscher und

russischer Monarchisten mit dem gemeinsamen Ziele der

Wiederherstellung der Monarchie in Rußland und Deutsch -

land . Die deutschen Monarchisten haben sich verpflichtet , den

Russen in jeder Beziehung Beistand zu leisten und umge -

kehrt haben die Russen ihre tatkräftige Unterstützung der

deutschen monarchistischen Gegenrevolution zugesagt .

Aus alle Fälle muß endlich der Reichsanwalt aus seiner

Reserve heraustreten und ein Verfahren wegen Hochv « r -

rats gegen die monarchistischen Berschwörerbanben ein -

leiten .

Ein würdiger Gelehrter
Was sich alle » an deutschen Universitäten als Lehrer her -

umtreibt , geht aus einer Anfrage hervor , die von den

RechtSsozialisten im Landtage eingebracht worden ist . Darin

werden folgende Angaben gemacht :

„ In dem Kolleg über die deutsche und preußische Ber -

fassung , das Professor von Freytag - Loring -
Hoven in dem Wintersemester 1V21/22 auf der U n i v e r s i -

tät inBreSlau liest , äußert er unter anderem folgende
Ansichten :

„ Die gegenwärtige Republik besteht zu Unrecht . In

Wirklichkeit haben wir nvch eine Monarchie ; es fehlt ledig -

lich der Monarch . Drei Gründe sind beweiskräftig dafür ,

daß die Republik nicht zu Recht besteht : 1. hat ein kaiserlicher

Staatssekretär die Republik ausgerufen , was er in seiner

Eigenschaft als Beamter nicht tun durfte , was vielmehr als

Hochverrat anzusehen ist ; 2. hat der Kaiser zwar alS beutscher

Kaiser , nicht jedoch gleichzeitig als König von Preußen ab -

gedankt , was auch nicht angängig ist , wie Punz Max von

Baden , der dies wohl wußte , chm hätte sage « müssen ? S. hat

Max von Baden als Reichskanzler Eberl zum Reichskanzler

ernannt , was verfassungswidrig war . Daraus folgt auch ,

daß die Nationalversammlung zu Unrecht bestand und somit

ihre sämtlichen Beschlüsse keine Gültigkeit haben . "

Weiter wird in der Anfrage ausgeführt : „ Dieser Pro -

feffor Baron Axel von Freytag - Loringhoven ist Ausländer

aus dem Baltikum und dürfte ohne Zweifel einer der

lästigsten Ausländer sein . Während des Kapp -

Putsch es war er im Generalkommando in Breslau alS

rechte Hand des berüchtigte » Freikorpsführers Oberleutnant

von Anlock tätig . Bor kurzem wurde dieser aus Rußland

eingewanderte Universitätsprofeffor , der in zahllosen Ber -

sammlungen und Zeitungsartikeln die Autorität der Reichs -

und Staatsregiernng durch wüste Angrfffe herabsetzt , „ wegen

Beleidigung zu SM Mark Geldstrafe rechtskräftig verurteilt " .

Dabei sah das Gericht als strafverschärfend an , daß der Be -

leidtgte ein Lehrer unS Kreisbeputierter , den

von Freytag - Loringhoven höhnend als „ Eli Kanalgeruch "

wiederholt bezeichnete , sich in jeder Werse der Achtung seiner

Mitbürger erfreute und daß gerade er als Universitätspro -
fessor und Jugendbildner die Pflicht habe , sich wie ein ver -

ständiger Mensch auszudrücken . Was gedenkt daS Staats -

Ministerium zu tun , um dieser Berhetzungdurch ei wen

Ausländer ein Ende zu bereiten ? "

Diese Kennzeichnung des Staatsrechtslehrers " erscheint
uns treffend . Der Mannistzwar Ausländer , aber die echten
T e n t i ch e n werden ihn dennoch gern zu den ihrigen rech -

neu . Repräsentiert er doch eine der herrlichsten Blüte »

ihrer Stallkultur .

Neue Näteregierung in München
Im bayerischen Landtag kam es am Donnerstag zu

einer Aussprache über die Justiz . Ein Vertreter des

Justizministeriums mußte zugeben , daß sich die sogenannten

Bolksgerichte nicht bewährt haben . Die

vielen Mordtaten und Verbrechen der Monarchisten in

Bayern , die bis heute ungesühnt geblieben sind , veran -

laßten den Vertreter der Regierung zu der Erklärung , daß

gegen alle beschuldigten Personen ein Verfahren „ schwebe " ,
das noch nicht abgeschlossen sei .

Bei dem gegenwärtigen Regierungskurs in Bayern wer -

den sich die Verfahren gegen deutschnationale Mörder und

monarchistische Verbrecher ewig in der „ Schwebe " befinden .

Jedenfalls konnte das Justizministerium keine positive Er -

klärung darüber abgeben , ob und wann überhaupt einmal

ein Prozeß zur Sühnung wenigstens eines Verbrechens

stattfinden wird . Dafür wurde um so heftiger gegen die

FestungSgefangenen in Nieberschönenfeld gehetzt . Der

Regierungsvertreter trug wieder eine der üblichen Fabeln

vor . Unter de » Gefangenen zeige sich von neuem große
Unruhe . Man hoffe auf die baldig « Errichtung der

Räterepublik . Ein Gefangener habe sogar schon da »

Regina Palast - Hotel in München als Sitz der Sowjet »

regierung in Aussicht genommen .
Wenn unter den Gefangenen Unruhe herrschen sollte .

dann ist das durchaus begreiflich . An der Unruhe ist aber

lediglich die bayerische Regierung schuld , die durch ihre Tra -
banten die Gefangenen wider Recht und Gesetz drangsaliere «
und fchtkantrren läßt .

Kleine Nachrichten
Der Fall Bendiner . Dr . Max Bendiner hat an de » Vor -

stand der sozialdemokratischen Landtagsfraktion ein Schrei -
den gerichtet , in dem er erklärt , daß er auS der Fraktion
austrete und seine Aemter in ber Sozialdemokratischen
Partei niederlege . Dagegen verzichte er nicht auf
sein Laudtagsmandat . sondern werde eS als
. freier Sozialist " welterführen . Rechtlich bestehe keine Mög -
lichkeit , einen Ilbgeordneten zur Niederlegung seines Mau »
datS zu zwingen . Es gehört aber ein ziemliches Maß von
Skrnpellofigteit dazu , wenn ein Abgeordneter nach einem
solchen Fall sich noch für würdig hält , den Vertreter des
Volkes zu spielen .

Juteruationaler Friedeuskougreß . Vom Juli
wird in London ein internationaler Friedenskongreß statt -
finden .

Arbeiter - Büchertisch
»«ts <ft «i »l ( eben iioctUn Julian )

Gesterreichische Parteigeschichte
Eine Gemeinschaft gleichen Schicksals umschlingt das

deutsche und das österreichische Proletariat . Das Grauen des
Weltkrieges hat sie beide in derselben Weis « überfallen : es

mag ziveifelhaft sein , ob die Hohenzollern oder die Habs -

bnrger das größere Maß an Schuld an dem Krtcgsausbruch

haben , aber kein Unterschied besteht zwischen dem Elend , in

das die Arbeiterklasse der ehemaligen Donaumonarchie und

des früheren Preußen - Tentschland gestürzt worden ist . Und

nicht erst seit gestern und heute trägt das Proletariat beider

Länder die gleiche Bürde : auch die Entwicklung der Arbeiter -

bewegnng vor dem Kriege »»eist viele Aehnlichkeiten auf .

Mochten auch die Regien , ngen von Berlin und Wien in

tiefem Haß oder in inniger Freundschaft zu einander stehen .
in einem herrschte zivischen ihnen stets völlige Uebereinstlm -

mung , in ihrem Widerstand gegen die Sclbstbefremng der
Arbeiterklasse .

Unsere österreichischen Genossen haben sich ein besonderes
Verdienst um die internationale Arbeiierbeweguna erworben ,

daß sie Ludwig Brttgel die Gelegenheit gaben , eine Geschichte
der österreichischen Sozialdemokratie zu schreiben . Wenn wir

uns vorstellen , welche Schwierigkeiten jetzt bei uns zu über¬
winden sind , ehe ein literarisches Werk größeren Ausmaßes
an die Oeffentlichkcit treten kann , so muß man um so mehr
den Jbealisnrus und die Opferwilligkeit unserer öfter -

reichischen Genossen anerkennen , wie sie sich in der Heraus -

gäbe eines so umfangreichen Werks ohne Zweifel bekunden .

Brügel hat seine Partetgeschtchte auf vier Bände angelegt .
von denen der erste Band „ Vom Bormärz bis zum Wiener

Hochverratsprozeß , Juli 1870 " kürzlich im Verlag ber Wiener
Volksbuchhandlung erschienen ist . Dieser Teil bringt ein

außerordentlich reichhaltiges Material aus jener Zeit , wo

noch bürgerlich - liberale Auffassungen mit der sozialistischen
Gedankenwelt un , die Seelen der Arbeiter rangen . Der

Verfasser schildert die sozialistische und kommunistisch « Be -

wegung vor 1848 und führt die Darstellung der Ereignisse
bis zum Jahre 1870 fort . In der Kinde » - und Jugendzeit
der österreichischen Arbeiterbewegung tönen die gleiche »
Äkamen wie bei uns : Wilhelm Wcitling und Ferdinand
Lassallc . Marx und Engels , Bebel und Liebknecht haben

auch an der Wiege der österreichischen Sozialdemokratie ae -
standen . Und auch die Methoden , mit denen die geheiligte
Ordnung der Bourgeoisie vor den heranbransenden Bellen

der Arbeiterbewegung geschützt werden sollten , glichen ein -
ander auf ein Haar . In Oesterreich hatte man aus alter
Erfahrung <n,s der Zeit der bürgerlichen Revolution noch
gute Uebung darin . Die Verfassungsrcform nach dem Kriege
mit Preußen hatten dem Staat zwar ein liberales Aussehen

gegeben , aber das Reaktionöerbe auS der Metterntchschen
Zeit war noch zu frisch , als daß es nicht gegen die Arbeiter -
bewegnng hätte angewendet werden sollen .

Sowohl wirtschaftlich wie politisch war Oesterreich bis in
die neuere Zeit hinein ein rückständiges Land . In den
sechziger und siebziger Jahren hatte die Industrie erst in
einigen größeren Orten und wenigen besonders begünstigten
Bezirken ihren Einzug gehalten , und diese ragten wie Oasen
über das allgemein « Niveau hinaus . Hier konnte sich auch
zuerst die moderne Arbeiterbewegung entwickeln . Die
Lassallische Agitation wirkte in Oesterreich genau so stark wie
im Reiche . Aber auch die Ideenwelt des internationalen
Sozialismus , deren Träger Marx und Engels waren , übten
einen nachhaltigen Einfluß au » . Mir allen Mitteln ebenso
sehr der Gewalt wie der List suchte die Regierung und die
Bureaukratic die nach Lust und Licht drängenden Massen in
ihren alten Ketten festzuhalten . Eine besonders schlimme
Zeit für die üsterreichtsche Sozialdemokratie waren die Jahr «
1867 —1872 , in der die Bewegung an Breite und Tiefe be -
sonders schnell zunahm . Mit den dümmsten Gründen
imirden Versammlung « , , verboten . Festlichkeiten unterdrückt ,
Vereine aufgelöst , die Arbeiter scharenweise ins Gefängnis
geworfen . Als der Wiener Ministerrat sich gelegentlich nicht
willfährig genug erwicS , griff „ Seine apostolische Majestät "
Kaiser Franz Josef selbst ein niid verordnete , daß „ das
Ministerium künftighin bei ähnlichen Anlässen schon im ersten
Stadium energischer auftrete " . ES ist selbstverständlich , daß
sich di « Herren Minister das nicht zweimal sagen ließen , und
da vMe Gemcimamkeit der Ziel « der Leiter der hiesigen
Arbeitervereine mit den Tendenzen und Bestrebungen der
europäischen sozialen Demokratie offenkundig geworden "
seien , so müßten alle Versuche , die Arbeiterschaft selbstänbia
zu organisieren , schon im Keim unterdrücki » » erden i ' as
Haupfftttck ans dieser Bersolgungsaera ivar der ' große
Wiener Hochverratsprvzeß aus dem Jahre 1870 , der nickt
nur mit der Verurteilung einer Reihe von Sozialdemo
£Ä. *ettl &! £J0n6,tS außerdem noch die Gelegenheit gab
lämtlich « Arbeilervereine aufzulösen . Das alles bat frettick
die weiter « Ausbreitung der Ve . veguna nicht hindern könnenD « österreichtichc Sozialdemokratie bat gerade oua iw
Kämpfen jener Zeit viel aelernt . und nach manch « » Jrruna, »

st sie schließlich zu einem der bestorganisier�TeL �
internationalen Sozialismus geworden .

ES wäre dringend zu wünschen , wenn die Geschickte der

Österreichischen Sozialdemokratie auch von den reichSdeutschen
Arbeitern eifrig gelesen würde . Besonders die jünger « Ge -
neration könnte daraus lernen , mit welcher Hingabe die
Pioniere der Arbeiterbewegung schon in jenen früheren
Zeiten für die Sache des Sozialismus gearbeitet haben . Ein
gewaltiges Stück wirklicher revolutionärer Tätigkeit ist von
ihnen entfaltet worden und Uttter wirtschaftlichen und pott -
tischen Schwierigkeiten , denen gegenüber manches von dem »
was wir heute erleben , wie ein Kinderspiel erschein .

p

Kriminalpsychologie
Karl Nötzel : Das Verbrechen alS soziale Erscheimmg .

Musarwnverlag . München . 91 ®.
Die Menschen , und Selbsterkenntnis . Me nicht « um ge -

rmgen Teil das Wesen der russischen Literatur ausmacht , gibt
auch diesem Büchlein Karl Nötzels . eines erfolgreichen For -
Ichers des russischen Geisteslebens , das Gepräge . Der Ber -
brecher . ein sozial Kranker , der nur durch Einsicht . Milbe und
„ lebe geheilt werden kann : das Verbrechen keine Schande ,
gleich jeder anderen Krankheit nicht verabfchenungSwürdig .
sondern beilungsbedürftig das ist öas Leitmotiv der
Schrift So fällt auch hier das Wort , daS den Gruuduuter -
Ichted des Verhaltens der russische » Psyche zum Verbrecher
im Vergleich zur westeuropäischen Einstellung kennzeichnet : -
der Verbrecher — ein Unglücklicher . Weil das eben bis
heute noch nicht erkannt ist , weiß man vo » dem Innenleben
des Verbrechers noch so wenig . Hier war das Erkenntnis -
vermögen durch eine ungerechtfertigte Mißachtung behindert .
Hier bedarf es erst des Miterlebens . deS Mitfühlen » , der
Liebe zum Menschen , um das Problem zu klären .

Durch solche Werke , wie die bekannte Schrift de » früheren
Staatsanwalts Dr . Erich Wulfsen » Der Verbrecher " ,
oder durch die vorliegende Schrift Nötzel » , wird der Beweis
für die Richtigkeit dieser Behauptimg erbracht . MU tief -
gründiger Sachlichkeit und zugleich originell t « den Ge -
dankengängen sind hier die schwierigsten strafrechtlichen
Probleme aufgerollt und gelöst . Die sozialen Ursachen de »
Verbrechens werden in ihren mittelbaren und unmittelbaren

Wirkungen aufgedeckt . ES wird rücksichtslos die Maske von
dem heuchlerischen Gebaren der Menschheit heruntergerissen .
die sich das Recht zum Richtertum über seine unglückliche
Mitmenschheit anmaßt , um so auf die letztere ihre eigene Mit -
schuld und größere Schuld abzuwälzen . Tie historischen und

psychologischen Wurzeln der Sühne - und Abschreckung » -
theorie und auch der Todesstrafe werden entblößt , der
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In den Bereinigten Staaten hat die allgemeine

Wirtschaftskrise zu scharfen Kämpfen zwischen den

Unternehmerorgantsationen und den Gewerkschaften

geführt . In der Hauptsache handelt es sich um die

Lohnabbaubewegung . Die Unternehmer bleiben aber

dabei nicht stehen , sondern gehen in der für amerika -

Nische Verhältnisse bezeichnenden robusten Art zum

Kampfe gegen die Arbeiterorganisationen , ihre Grund -

lagen und ihre Existenz über . Oft genug sind ihnen

dabei die Machtmittel des demokratischen Staates be -

htlflich . Ueber die gegenwärtige Lage in der amerika -

nischeu Industrie orientiert ein Aussatz von Virgil

Jo rdan , den wir dem „ Foreign Preß - Service " ent -

nehmen . Jordan schildert die optimistischen Auf -

fassungen der Jndustriekreise der Vereinigten Staaten

für die nächste Zeit , denen gegenüber er auf die Kehr -

feite der Medaille hinweist . Er schreibt :

Es verbleiben aber verschiedene ernste Hindernisse , die

einer durchgehenden Gesundung der Wirtschaftsverhältnisse

zunächst » och im Wege stehen und sie noch auf längere Zeit

hinaus vereiteln können . Im Staate Kentucky ist stellen -

weise der Belagerungszustand erklärt worden infolge

scharfer und zuletzt auch blutiger Auseinander -

setzungen zwischen den Stahlwerken und den Gewerk -

schaften um die Frage der Anerkennung einer Organisation

von ungelernten Arbeitern . In den Ncuenglaud - Textil -
distrikten streiken 20000 Arbeiter wegen Lohnhcrabsetzung

und Verlängerung der Arbeitswoche , und auch hier haben

zur Aufrechterhaltung der Odnung Truppen aufgeboten

werden müssen .
Bor dem Eisenbahnarbeitsamt , das durch Bundesgesetz

ins Leben gerufen worden ist , um Lohnstreitigkeiten von

Eisenbahnern zu regeln , haben am 6. März Verhandlungen

begonnen auf Veranlassung der Eisenbahngesellschaften , die

auf weiteren Lohnherabsetzungen für bestimmte

Kategorien von Arbeitern bestehen Die Löhne der Eisen -

bahner halten sich zur Zeit noch über denjenigen der ent -

sprechenden Arbeiterkategorien , die Macht ihrer Organi¬

sationen ist groß und der Wihrstand gegen weitere Lohnredu -

zierungen dürfte schroff ynd langanhaltend sein . Es geht auch

hier weniger um den Arbeitslohn alsumdiePosition

der Arbeiterorganisation ? denn die Gesellschaften

sind ausgesprochencrmaßen darauf ans , durchzusetzen , daß

nicht wie bisher auf Grund der im Krieg getroffenen Ab -

machungen die Verhandlungen zwischen den Gesellschaften in

corpore auf der einen Seite und den gesamten Eisenbahner -

Organisationen des Landes auf der andern geführt werden ,

sondern jeweils zwischen den Betriebsleitungen der ein -

zelnen Bahnen und den einzelnen Arbeiterorganisationen ,

bzw . den einzelnen Eisenbahnern .
Am 31. März laufen die Lohnverträge im Kohlenbergbau

ab . Da die Arbeitgeber sich weigern , mit dem Allgemeinen

Bergarbeiterverbawd über ein neues Arbeits - und Lohnab -

kommen zu verhandeln , so wird es zunehmend gewisser , daß

auch in diesem Falle die Arbeitgeber vorhaben , die gegen -

wärttge Zwangslage , in der die Arbeiterschaft sich befindet ,

auszunutzen , um die Macht des Bergarbeitcrverbandes zu

brechen .
Das Bezeichnende bei all diesen Auseinandersetzungen

innerhalb der amerikanischen Industrie ist , daß , wenn es

auch den Anlässen nach sich um Differenzen wegen der Löhne

handelt , mit deren Herabsetzung auch die Arbeiterschaft sich

schließlich abfinden würde , doch letzten Endes der S�ttzfS und

die Funktion der Gewerkschaften und deren Macht , für ihre

Mtstglseder zn verhandeln , auf dem Spiele stehen .

Der irische friede abgeschlossen
London , 81 . März .

Die irische Friedenskonferenz , die auf Einladung der

britischen Regierung am Mittwoch in London zusammen -

getreten war , hat zu einein Uebereinkommen geführt ,

das den Frieden zwischen dem irischen Freistaat und

Ulster herstellt . Beide irischen Regierungen verpflichten

in icciic Hau } iiciicu iviuiicu zujammenzuwirten ,
NM in den Gebieten Irlands , in denen noch Unordnung
herrscht , friedliche Verhältnisse zu schaffen . Die Spezial -
Polizei in Belfast wird in den Stadtteilen , wo die Bevölke -
rung gemischt ist . zur Hälfte aus Katholiken und zur anderen
aus Protestanten bestehen . Alle Durchsuchungen nach Mafien
finden durch gemischte Streitkräfte statt . In Belfast wird
ein Ausschuß geschaffen werden , der zu gleichen Teilen aus
Protestanten und Katholiken besteht , um die Klagen wegen
der begangenen Verbrechen zu untersuchen . Die p o l i t i -
scheu Gefangenen werden in Feiheit gesetzt .
Beide irische Regierungen werden an alle Iren den Ruf
richten , im Interesse des Friedens Mäßigung zu zeigen .

Die Grientsrage
Ein selbständiges Armenien ?

London , 30 . März .

Im Oberhause gab Lord C u r z o n eine Erklärung über
die Pariser Konferenz betreffend die Orientfrage ab . Im
Lauf « seiner Ausführungen sagte er , eine Lösung des Orient -

Problems sei nur bei enger Zusammenarbeit der Zllliierten

möglich . Keine Macht dürfe ein Sondcrabkommen schließen .
Die Pariser Verhandlungen seien schwierig gewesen , aber

sehr freundschaftlich geführt worden . Die Beschlüsse seien
einstimmig erfolgt . Wenn die Türkei und Griechenland die
an sie ergangene Einladung annehmen , werde der vollständige
Text der Pariser Konserenz ihnen mitgeteilt werden . Brie -

chenland habe den Waffenstillstandsvorschlag bereits an -

genommen , die Türkei habe wegen der Schwierigkeiten
der Verkehrswege noch nicht geantwortet . Wenn der Was -
fenstillstand angenommen werde , so würden darauf die Be -

dingungen für die R ä u m u n g A n a t o l i e n s d u r ch die
Griechen festgesetzt werden . Die Armenier müßten
ein Gel ' iet erhalten , das sie als ihre Heimat betrachten
könnten , und das in politischer , intellektueller und religiöser
Beziehung unabhängig sein müsse .

Französischer Kredit für Gesterreich
Paris , 30 . März .

Der Kammerausschutz für auswärtige Angelegenheiten unter dem

Borsitz von Leygucs hörte heute nachmittag den Ministerpräsidenten
und den Finanzministcr über den Gesetzentwurf betreffend die Gc -

nehmigung eines Vorschusses von f ü n f u n d f ü n f z i g M i l -
lionen Francs an die österreichisch « Regierung . Der Aus -
schütz sprach sich darauf einstimmig für den Gesetzentwurf aus ,
der demnächst auf die Tagesordnung der Kammer gesetzt werden wird .

Pariser Pressestimmen
Das Echo der Reichstagsrcdcn .

Der „ Petit Parisien " äuhert sich über den Verlaus der
Debatte im Reichstag in der Angelegenheit der Entschei -
dung der Reparationskommission und schreibt , am be -
merkenswertesten in der Antwort Dr . W i r t h s und
Rat Henaus sei die Art und Weise , wie ste offen aus
Meinungsverschiedenheiten zwischen Eng -
land und Frankreich spekulieren , und wie ste
von der Reparativnskvmission , die sie von französischem
Haßgesühl erfüllt glaubten , an die Konferenz von
Genua appellieren wollten , wo sie aus du Milde Eng¬
lands rechneten . Das ganze Manöver komme zur
rechten Zeit , um alle klarsehenden Engländer und Fran -
zosen daran zn erinnern , daß die Solidarität und Herzlich -
keit der französisch - britischen Allianz erste Bedingung für
die friedliche Ausführung des Versailler Friedensvertrages
und für den raschen Wiederaufbau des neuen Europas sei .

„ Times " schreiben : Wer hat die freiwillige Zerstörung
Deutschlands in Frankreich zu bezahlen ? Frankreich oder
Deutschland ? Diese Frage ist durch die Rede Wirths im
Reichstage wieder aufgeworfen worden . Unter dem stän -
d i g e n G e l ä ch t e r deö Reichstages erklärte Wirty , daß
er auf die Forderungen der Reparationskommission nicht
eingehen könne . Dr . Wirth meint , daß Deutschland nicht
imstande sei , seinen Staatshaushalt zu ordnen . Er hätte
dabei nach Fraulreich sehen müssen , das gezwungen ist , eine
neue Anleihe aufzunehmen , um das Budget der wiedcrcin -
zubringenden Ausgaben ins Gleichgewicht zu bringen .

Widersinn unseres Strafvollzugs mit prächtigen Worten ge -

geißelt . Endlich werden ebenso einfache , wie den Kern der

Sache treffende Wege sozialer Heilung jener Fälle gewiesen .

die noch einer solchen zugänglich sind . Die Methoden sind

der Pädagogik , der Psychotherapie und der speziellen Krimi -

nalpädagogik entlehnt . Der Autor hat nur zu recht , wen » er

an einer Stelle erklärt , daß wir es noch nie mit der Er -

» iehung des verbrecherischen Menschen ernstlich versucht haben .

Auch mit den Begriffen der Verantwortung , der Willensfrei -

heit , der Zurechnungojähigteit wird tüchtig aufgeräumt . Als

hauptsächlicystc Forderungen gelten hier : das unbestimmte

Strafmaß , die Verbesserung des Verbrechers und der Schutz

der Gesellschaft .
Dem Fachmann , dem der Mensch im Verbrecher nicht

weniger nahe geht , als das Wohl der Menschengemeiuschafl

sonst , der in die Abgründe der inensch >! » en Seele zu

schauen Gelegenheit gehabt hat und gerade deshalb vielleicht

für diese Menschen , die schuldlos schuldig sind , oft mehr

übrig hat . als für ihre glücklicheren Mitmenschen , wird dieses

Büchlein nicht allein freudig begrüßen , sondern auch dem Ber -

sasser Dank wissen . Der Arbeiter wird dieses Buch nach be -

endigter Lektüre mit dem Gefühle höchster Befriedigung aus

der Hand legen , nicht nur wegen der sach » " ndigen <L

rung der Hauptprobleme des Strafrechts und des Strafvoll -

zugs , sondern auch wegen der jozialistischcu Einstellting des

Verfassers . Die Rvllc . die er dem zukünftigen sozialistischen

Gemeinwesen in der
' ' ' " S der Be . « mpiuztg

des Verbrechens einräumt , ist mehr als einleuchtend . Ter

Masse der Arbeiter täte es wirklich not , sich eingehender mit

den Problemen des StrafrcchtS zu befassen : die Hilfe , die der

entgleiste Mensch , ob jung oder alt , braucht , kann schließlich

von den Arbeitern ausgehen . Dieses Bewunt,etn ztt schärfen .

ist daS Büchlein mit seinen reichen Anregungen vorzüglich

imstande . _ _ Justus '

Ludolf Wieubara : Tagebuch von Helgoland . Berlag Hoff -

mann u. Campe , Berlin .

Im Rahmen einer Reihe von Nachdrucken hat der lite -

rarische Wegbereiter der Märzreoolntton , der altberuhmte

Hamburger Berlag Hoffmann u. Eamve ols unbarg »

„ Tagebuch von Helgoland " in seiner uriprunglichen Gestalt

neu herausgebracht . Ludolf Wienbarg ut omer der « cht ist -

steller des « Jungen Deutschland " , dessen Führer vemrtch

Heine war . An das unvergängliche Gesnnkel der Setneiche »

» Reisebilder " erinnert auch dieses Tagebuch mit >otnen geiil -

reichen Aphorismen über Gott und die Welt , die lol . m

und die Frauen , die Literatur und die Zukiinlt

Helgoland ! DaS war damals unter englischer Flagge ein
Eiland der Zuflucht vor den Gendarmen des Deutschen
Bundes . Dort dichtete Hoffmann von Fallersleben iein
„ Deutschland . Teutschland über alles " , das ein revolutio -
uäres Lied mar und von der Zensur verboten wurde . Tort -
hin ging auch Wienbarg , als nach den Karlsbader Beschlüssen
in Deutschland endgültig kein Platz mehr war für Lube
zur Freiheit und zu einem Vatcr ' and . das grök - er war
alö die Wahrheit des Wiener Kongresses . Dort schrieb er
zwischen Natureindrücken seine Gedanken nieder , bis dann
die ganze Bewegung an der Jämmerlichkeit der deutschen
Bourgeoisie zerschellte .

Die deutsche Republik , die so wenig Tradition besitzt , sollte
sich dieser Geister des Vormärzes erinnern . Es ist nicht der
Geist unserer Zeit und unserer Sorgen , aber es ist der Geist
der Freiheit und der Republik . H. E . K.

Robert Heuseling : Stcrubüchlein 1922 . Franckhsche Ver -
langshandlung Stuttgart 1922 .

Diese kleine Schrift ist ein kleutes Jahrbuch für Freunde
der Himmelskuudt , die mit einsachsten Hilfsmitteln oder
aar keinen an den Erscheinungen Anteil nehmen , die sich im
Laufe des Jahres am Himmel abspielen . Er bringt kleine
Uebersichten für jeden Monat , Zahlenangaben über die
Masse im Sonnensystem lGröße der Planeten , Monde . Laus
usw . ) , über die Fixsterne , veränderlichen Sterne , über die
Finsternisse u. vgl . m. Das Bändchen ist recht empseblens -
wert , E. I, .

Beachtenswerte Neuerscheinungen .
Simon B c r n f - t d : Die jlldische Literatur . Erster Tetli «il >el ,

Apolrvphen und Lüdisch - HelleNlsöSed Schrifttum . Jüdischer Berlag ,
Berlin ISZt .

Karl B r a m in e r - Berfaslungdgruiidlagen und Hochverrat , Betrüge
»Ur Sefchichte de » neuen Teuischlandg . Nach ilenogravhiichen Bcrhand -
lungSd , richten und amliiche » Urlunden de » Jaaviv <Bra«esseS , lüi Seiten .
Verlag für Bolittt und Wirlichast . Berlin A. 25, Polsdamer Biraiie 45.

Si I 0 l » Brandl : Shaleipeaee . Leben — Umwelt — Kunit . Neue
Ausgabe , Verlag Ernst Hofmann & So. Berlin 1622.

H. v. G e r I a ch , Tic deutsche Menlalllül ( 1871 — 1621 ) . 24 Seiten .
Verlag .. Friede durch Recht ' , G. m. b. H. , LudwigSburg dci Siultgart . 1621.

M a x H c s d S r s f c r : Der Klelogarton , leine Anlage , Einteilung
und Beiviriichalluna . 2t . — 34 Tausend . 72 Zeiten . u>iarl . Verlag
von Paul Pareh , Berlin .

H. L 3 i ? I c r : lim Oberfchlclion . LcrlagSgesellschall des Allgemeinen
Tcullche » EcwerllchastsbundeS m. b. H. 52 Sellen .

23. Reimes : Ein Slang durch die WlellchrNiSgelchlchte . Band 53 der
znternalionalsn Vibliothel . I . H. W. Ttep . Slullgart . 205 Seiten . 24 M.

Adolf Weidmann : Tie iRusil in der Westlrise . Deuische Lcr -
lagsganslnit . Slullgart und Berlin . 1022 .

Um die Sozialversicherung
Von Carl Schulz

Geschäftsführer des Verbandes der Krankenkassen Berlins .

Heute findet im Reichsarbeitsministerium ein SchiedS -
gericht statt , welches über die Höhe des von de « Aranken -
kass «n zu zahlenden A r z t h o n o r a r s für das erste Quartal
1922 , evtl . auch für das zweite Quartal 1922 beschließen soll .
Für die große Masse erscheint diese nüchterne Meldung alS
etwas Nebensächliches und wird auch von den Interessenten
ans ärztlicher Seite in Veröfsentlichungen . namentlich in der
bürgerlichen Presse , so dargestellt , als hätte die ganze Sache
nur ausschließlich für die Aerzte ein rein materielles Jnter -
esse . Wenn ich Stellung zu der Angelegenhenii nehm « , so
geschieht es . um nicht nur den Versicherten , sondern auch den
Arbeitgebern in Industrie und Handel , in Handwerk und
Landwirtschaft ins Gewissen zu hämmern , daß es sich hierbei
nicht um etwas Nebensächliches , sondern , daß es sich um
die Sache selbst , daß es sich um das Weiterbestehen
der ganzen Krankenversicherung handelt .

Es erscheint dies als etwas sehr viel gesagt , wird von
manchen bezweiselt werden , und darum will ich es be -
gründen . Zunächst sei festgestellt , daß die Beschäftigung und
Inanspruchnahme der Aerzte in dem heutigen hohen Maße
nur deshalb gegeben ist , weil die Bezahlung dafür nicht dem
einzelnen obliegt , sondern von der gesamten Krankenver -
sicherung , d. h. von den Krankenkassen getragen wird . Hätten
wir keine Krankenversicherung in Deutschland , dann sähe es
um die angeblich so große Notlage der Aerzte doch etwas
schlimmer aus . Denn es würde die Inanspruchnahme der -
selben , falls ieder Patient das Honorar selbst zahlen müßte ,
evtl . auch die etwa verordneten Medikamente aus eigener
Tasche zu bezahlen hätte , doch wohl eine bedeutend nie -
drigere sein .

Es gibt eben noch zu viel Aerzte . und es ist unmöglich
von den Krankenkassen zu verlangen , daß sie auch diejenigen
Aerzte . die überflüssig und darum unter keinen Umständen
zu beschäftigen sind , aus dem großen Säckel ernähren .

Der Kampf der Aerzte wird in der Hauptsache von Leipzig
aus geleitet . Die einzelnen Ortsgruppen der ärztlichen
Standesvereine erhalten ihre Direktiven von dem Leipziger
Acrzteverband . Diese Direktiven gehen dahin , zu fordern ,
daß von den Krankenkassen die Bezahlung der Aerzte nach
Eiuzelleistungen gewährleistet werde . Die Grundlage dieser
Bezahlung soll die Preußische Gebührenordnung für Aerzte
mit entsprechenden Jndexzuschlägcn sein . Vor wenigen
Tagen haben im Reichöarbeitsministerium erneute Ver -
haitdlungen der Spitzcnverbände stattgefunden , die zu einer
Einigung auch in >dcr Frage der Bezahlung nach Einzel -
leistungen geführt haben . Ich stelle aber fest , daß die Kran -
kenkassen Berlins unter dem System einer beschränkten
freien Arztwahl , bei dem sie ein größeres Recht auf Zu -
lassung oder Streichung von Kassenärzten und namentlich ein
größeres Recht auf die Ausmerzung sogen . Äassenlöwerei
haben würden , meiner Ansicht nach besser fahren , wenn ste
auf Grund eines genau festgelegten Vertrages für die ein -

zclne ärztliche Leistung bezahlen würden als unter dem
Pauschalsystein . Wenn bei dex Bezahlung nach Ginzel -
leistungen der Arzt genau wüßte , er bekommt für diese oder
jene Leistung einen genau fixierten Satz , dann kann er sich
errechnen , wie teuer ihm seine Organisation zu stehen kommt .
Beim Pauschal kann er dies nicht . Die Forderung des Ber -
liner Aerztebundes lag den Krankenkassen - Vertretern der -
gestalt vor , daß ein Geiamtpauschal von 148 M. pro Jahr und
Kopf der Versicherten von den Krankenkassen gezahlt werden
soll , d. h. es soll , ganz gleichgültig , ob der Versicherte den
Arzt niemals , einmal oder mehrere Male in Anspruch nimmt .
für ihn am Arzthonorar im Jahre von den Krankenkassen be -

zahlt werden . Wenn man sich die tatsächlichen Zahlungen ,
die von den Krankenkassen bisher geleistet worden sind , und
dlejenigen . welche von ihnen gefordert werden , vergegen -
wärtigt , erhellt daraus , daß eben das System der freien
Arztwahl für die Krankenkassen sowohl wie für die Aerzte
eine derartige Last darstellt , daß bei einem Weitertreiden der
ärztlichen Geldforderungen die Krankentassen finanziell
zusammenbrechen müßten und daß die Aerzte durch
überspannte Forderungen einfach das Huhn abschlachten ,
welches ihnen die goldenen Eier legen soll .

Sine kritische Situation
Tie Abstimmung über die Tarifvorlagen des Magistrats

hat sich gestern bis gegen Mitternacht hingezogen , da noch

endlose GcschäftsordnungsdeHatten geführt wurden . Das
Ergebnis der Abstimmung ist folgendes :

Dem Schiedsspruch über die Erhöhung der Arbeiter -

löhne wurde mit 89 gegen 83 Stimmen zugestimmt . Von den
neuen Tarisen wurde die Erhöhung des Elektrizitätopreiscs
aus K M. beschlossen , ebenso die Erhöhung der Gewerbesteuer «
sützc um 300 , 200 und 100 Prozent in den drei Klassen . Da -

gegen wurde — was nach den Borlagen des Magistrats und
den tatsächlichen Verhältnissen mit am nötigsten war — die

Erhöhung des Gaspreises und des Straßcnbahntariss abgc »
lehnt . Der Gasprcis sollte von 3,30 M auf 3,50 , ber Straßen -
bahnfahrpreis von 2 und 3,50 M. auf 8 und 5 M. erhöht wer¬
den . Beide Erhöhungen waren nach der finanziellen Lage
der Betriebe nötig : besonders die Gaöprciserhöhung be -
deutete lediglich eine mäßige Angleichung an die Geldent -

Wertung . Der StraßenbaynsahrpreiS sollte eine sehr stark ;
Erhöhung erfahren : sie war indes nötig , wenn man bedenkt .

daß die Staßenbahn ' chvn 1920 mit einem Defizit von 120
Millionen Mark abschloß .

Run ist eine kritische Situation eingetreten . Der Magistrat
wird allerdings nicht auf seinem Beschlutz beharren können
und etwa die Ablehnung der Tarife die städtischen Arbeiter

cittgelten lassen . Solche drakonischen Maßnahmen wären am
allerwenigsten geeignet , die Arbeit für die Gemeinde unge -
stört aufr ' ��nerhalten und zu fördern . Es hängt nun auch
von den Parteien ab , neue Wege zu neuen Einnahmen für
die aus den von unserem Standpunkt so besonders not »

wendigen Lohnerhöhungen zu weisen .

Mitwirkung der Mrsorgestellen für Kriegshinter -
bliebene bei Rechtsstreitigkeiten

Der Justizmtnister hat folgende Verfügung er -
lassen :

Die schwierige Lage , in ber sich gegenwärtig zahlreiche
Kriegshinterbliebene befinden , läßt « S oft dringend
erscheinen , ihnen die Abtragung ihrer Verbind -
l i ch k e t t e n tunlichst zu erleichtern . Hier helfend ein -
zugreifen und die Fllrsorgebedürftigen insbesondere auch in
Rechtsstreitigkeitcn mit Rat und Tat zu unterstützen , gehört
zu den Ansgaben der F ü r s o r g e st e l l e n. Vertreter dieser
Stellen sind in der Lage , als Beistände im Prozeß eine sozial
bedentlingSvolle Tätigkeit zu entfalten , die nicht selten auch
dem Gläubiger der krtegshinterblicbenen Partei zugute kom -
weit wird , da ihr Ziel vornehmlich in einer Vergleichs -
weisen Erledigung des Rechtsstreits besteben wird und zu
diesem Zwecke in geeigneten Fällen Mittel zur Verfügung ge -
stellt werden können , die dem Gläubiger eine gewisse Sicher -
heit bieten . * • ,
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Dem AuscheUl i »ach ist dleie Leite det �itttutril See jxür -
soraestellcn in den Kreisen der . Kriegsvinterbliebenen noch
nicht genügend bekannt� Die hier wünschenswerte A u f k l ä -

rung , die in erster Linie Sache der Fürsorgeorganisationen
ist , kann durch eine vom sozialen Verständnis getragene Mit -
Wirkung der Gerichte wesentlich unterstützt werden . Zu
diesem Zwecke wird den Gerichten empföhle » , in bürgerlichen
Rechtsstreitigkeiten bei Gelegenheit der erstmaligen An -
Wesenheit einer oder beider Parteien auf dem Gericht , ins -
besondere in der ersten mündlichen Verhandlung , aber z. V.
auch bei Aufnahme von Anträgen zu Protokoll des Gerichts -
schreibers , sofern die Annahme , dag die erschienene Partei zu
dem Kreise der fürsorgebedürftigen Kriegshinterbliebenen
gehören könne , den Umständen nach nicht fernliegt , diese
Frage durch Befragen der Partei zu klären und gegebenen -
falls sie auf die Möglichkeit , sich an die zuständige Fürsorge -
stelle zu wenden , hinzuweisen . Die Entscheidung darüber ,
inwieweit etwaigen Anträgen einer triegshinterbliebenen
Partei auf Vertagung einer mündlichen Verhandlung zu dem
Zwecke , um ihr ein Angehen der Unterstützung der Fürsorge -
stelle zu ermöglichen , unter Berücksichtigung der Umstände des
Einzelfalls wird stattgegeben werden können , stehr den Ge -
richten zu . Zur Belehrung von Kriegshinterbliebenen , die
dem Gericht als solche bekannt sind , wird sich auch ansierhalb
der streitigen Gerichtsbarkeit bisweilen Gelegenheit und An -
last bieten , insbesondere im Tätigkeitsbereiche des Vormund -
fchaftsgerichts . das nicht selten von schwebenden oder zu ge¬
wärtigenden Prozeffen gegen Kriegerwitwcn und - lvaisen
erhalten wird . Ferner ist etwaigen Wünschen der Fürsorge -
organisationen auf Aushang oder Anschlag von über ihre
Tätigkeit aufklärenden Druckblättern in den Gerichtsge -
bänden weitgehend entgegenzukommen .

Landaufenthalt für fchulentlaffene Jugendliche
Das Jugendamt der Stadt Berlin ist in der Lage .

schwächliche , aber nicht kranke oder gebrechliche
schulentlassene Kinder im Alter von 11 —lb Jahren ,
die für die Ergreifung eines Berufes zu schwach sind , für
S —S Monate und länger in guten Pflegestellcn auf dem Lande
unterzubringen . Die Jugendlichen sollen sich dort kräftigen
und dann erst mit leistungsfähigem Körper in ihren eigent -
lichen Beruf eintreten . Die Unterbringung auf dem Lande
erfolgt unentgeltlich . Die Kinder müssen sich dafür
durch leichte , ihrem Körperzuftanöe und Können ent -
sprechende Arbeiten nützlich machen . Seitens des Jugend -
amtes wirb darüber gewacht , dag die Zugendlichen nicht aus -
genutzt oder als Tienst " ersonal angesehen und bcichäftigt
werden . Meldungen müssen umgehend erfolgen , und
zwar für den Bezirk „ Milte " vei dem . Jugendamt Stralauer
Brücke 6. für den Bezirk „ Tiergarten " bei dem Jugendamt
Alt Moabit 39 . für den Bezirk „ Wedding " bei dem Jugend -
amt Schönstebter Str . 1, für den Bezirk „ Prenzlauer Berg "
bei dem Jugendamt Schönhauser Allee 19/11 , für den Bezirk
„ Friedrichshain " bei dem Jugendamt . Abteilung Jugend -
pflege , Markusstr . 49 , Zimmer 33 . für den Bezirk „ Kreuz -
berg� bei dem Jugendamt Norckstr . 19, für die übrigen Bc -
zirke bei den Jugendämtern der betreffenden Bezirke .

.
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Verschandelung der Püttberge
Eines der landschaftlich reizvollsten Waldgebiete Groß -

Berlins stellen die Pttttberge , ein bewaldeter Höhenzug
zwischen Rahnsdorf und Wilhelmshagen dar . Besonders
» ach Wilhelmshagen zu fallen die Püttberge ziemlich steil
ab , so daß sich dort ein belebtes Landschaftsbild ergibt . Leider
befinden sich die Waldungen der Püttbergc zum größten Teil
in prwatem Besitz . Zwar hatte die frühere Gemeinde
Rahnsdorf die Avsicht , die Püttberge als Naturpark zu er -

halten , es aber verabsäumt , sich das Vorkaufsrecht zu sichern .
D>ie Folge hiervon ist . daß die Eigentümer rücksichtslos den
Wald niederschlagen . Die Bezirksversammlung des Ver -
waltungsbezkrks Cöpenick beschäftigte sich aus Grund dieser
Berhältnifle mit einem kommunistischen Dringlichteitsantrag ,
worin das Bezirksamt ersucht wird , den verschandelnden

AbHolzungen auf den Plüttbergen und in den angrenzenden
Waldungen Einhalt zu gebieten . Der Antrag fand bei allen
Parteien der Bczirksversammlung wärmste Unterstützung .
Einstimmig nahm die Bezirksversammlung den Dringlich -
keitsantrag an . Es ist jetzt Sache der zuständigen Behörden ,
zunächst des Polizeipräsidenten und des Magistrats , dann
aber auch des Wohlfahrtsministers , das Bernnstaltungsgesctz
auf die Püttberge anzuwenden .

Aufstockung des Polizeipräsidiums
Der städtische Nachrichtendienst meldet : Nach dem Bertrage

vom 1S. /28 . Dezember 1879 hatte die Stadtgemeinde das
Polizeipräsidium zu erbauen und für polizeiliche
Zwecke zur Verfügung zu stellen . Das Polizetpräsidium be -
darf wegen Vermehrung der Dienstgeschäfte , die sich aus der
Umbildung der Stadtgemeinde ergeben , einer Vermehrung
der Räume . Es soll jetzt eventuell auf die beiden Mittel -
flllgel des Polizeipräsidiums je ein Stockwerk aufgesetzt wer -
de » . Der M a g i st r a t hat beschlossen , die E i n w i l l i -

nug zu den Aufstockungen zu erteilen , wenn der
taat die Bau - und Unterhaltungskosten für

die Neuanlagen trägt , und wenn bei Rückgabe des Dienstge -
bäudes an die Stadt das Gebäude mit allen Erneuerungen
und Verbesserungen an die Stadtgemeindc zurückfällt .

Die Sparkasse der Stadt Berlin stellt noch Lehrlinge
als Büroanwärter ein . Bewerber müssen zwischen 17 und
21 Jahr alt sein , das Reifezeugnis einer sechsstufigen Lehr -
anstalt oder das Zeugnis über die Versetzung in die Ober -
fekunda einer höheren Lehranstalt ober das Abgangszeugnis
der obersten Klaffe eine 9 stufigen preußischen Mittelschule
besitzen . Die Zeugnisse im Deutschen und Rechnen müssen
mindestens „ genügend " lauten . Während der dreijährigen
Lehrzeit werden Unterhaltungszuschüsse gewährt . Bewerber
sollen sich mit Zeugnisabschrift und selbstgeschriebenen
Lebenslauf Montag , den 3. April , vormittags 9 Uhr im
Berufsamte der Stadt Berlin , Berlin N. 24 , Oranien -
bnrger Straße Sil , melden . Ferner sind im Berufsamte
zablreiche kaufmännische Lehrstellen für Bewerber mit
höherer Schulbildung , insbesondere für Schüler mit Reife
für Obcrsckunda gemeldet .

Zur Belieferung freigegebene ttohleukarten . Das Koh -
lenamt teilt mit : Bom 1. April ab wird Abschnitt 13 der

Zehn - bis Siebzigzentnerkohlenkarten zur Belieferung frei -
gegeben . Ab IS . April versallen die Abschnitte 7 und 8 der

Zehn - bis Siebzigzentnerkohlenkarten . sowie sämtlichen
Sonderkarten . Gleichzeitig erfolat zum 1. April eine pro -
zentnale Freigabe in Briketts und Steinkohlen auf Kohlen -
bezugscheine für Zentralbeizungs - und Warmwasser -
bereitungsanlagen , sowie auf Kohlenbczugsscheine für

Ofenbrand . Die Freigabe bewegt sich innerhalb der ein -

zelnen Verbraucherkategorien für Briketts zwischen IS
und 2S Prozent , für Steinkohlen zwischen 39 und S9 Pro¬

zent . — Ter zu Beginn dieses Jahres in Angriff ge -
nommene Abbau des Kohlenawies hat sich als ein übereilte
Maßnahme erwiesen und die Folg « der plötzlich eingetre -
tene » Personalverringerung war das Auftreten gewisser
Mißstände und Schwierigkeiten , die in dem Nachlassen der

charfen Kontrolle ihre Ursache hatten . Auf Grund einer
Sefprechung ist jetzt eine Kommission eingesetzt worden , die

sich mit der Frage der Umorgauisation ges Koh -
l e u a m t e s beschäftigen und für Durchführung einer
gleichmäßigen Kontrolle über die Kohlenverteilung Sorge
tragen wird . Wie wir hierzu erfahren , ist an einen Abbau
des städtischen Kohlenamtes noch nicht zu denken , da
nach Mitteilungen des Reichsministeriums des Innern
die Zwangswirtschaft für Briketts und Steinkohle im lau -
senden Jahr nicht anfgeüoben wird . Durch die Reichs -
regierung sind daher die Kommunen » nd untergeordneten
Behörden aufgefordert wotdeu . für sorgfältigste Durch -
führung der Ileberwachungöbestimmniigen über die Per -
teilung und Zuweisung der Kohlen an die Bevölkernnq
Sorge zu tragen .

Prüfungsstelle für Stenotypisten . Ter Arbeitsuachmeis
der Stadt Berlin hat im Einvernehmen mit der Deputation
für Schulwesen eine Stenolnpisten - Prüfungsstelle errichtet ,
um damit einem seit langem empfundenen Bedürfnisse Rech -
uung zu tragen . Tic Einrichtung kann von jedermann . An -
fäugern wie erstklassigen Kräften , kostenlos in Anspruch
genommen werden . Die Prnfnugen finden einmal wöchent -
lich in den Räumen der Fyrtbildungsschnle . Ehoriner Str . 74 .
statt . Geprüft wird in folgenden Fächern : Kurzschrist , Ma -
schinenschretben . selbständige Aufertigung von Schreib -
Maschinenarbeiten nach Angabe . Die Anmeldung zur Teil -
» ahme ist an die Fachabteilnng für kaufmännisches , tech -
uisches nnd Büropersonal des Arbettsnacheises der Stadl
Berlin . Berlin N. 24 . Oranienburger Straße St , zu richten .

Von der Berliner Sprachheilschule . Die am i . November
1929 eröffnete Sprachhcilschnlc , Lauge Straße 79 . überiveist
mit dem Schluß des Winterhalbjahres das erstemal Kinder .
welche die Sprachhcilichule erfolgreich besucht haben , in die
Bollschule zurück . Bei einer in Anwesenheit von Vertretern
der städtischen Behörden , von Schubmänner » und Eltern
abgehaltenen E n t l a s in n g S v r Ü f n n g wurden 12 Kin¬
der als völlig frei von ihrem S p r a ch ü b e l be -

funden . Die Tprachheilschnle ist eine simultane Schule ,
welche nach dem Lehrplan der Gemeindeschule unterrichtet .
Sie umsaßt zurzeit die Klassen Li bis I . Anmeldungen
von Kindern sind durch die zuständigen Rektoren der Schul -
deputgtion einzureichen .

Nicht im Fahren einsteigen ! Gestern früh versuchte eine

bisher noch nicht festgestellte weibliche Person trotz des wie -

derholten Zurufes „ Zurückbleiben " den ans der Ringbahn -
station Treptow ausfahrenden Personenzug 174S zu be¬

steigen . Sie kam hierbei zu Fall nnd wurde vom nachfolgen -
den Wagen zwischen Trittbrett nnd Bordschwelle derart ein -

geklemmt , daß der Kopf herausgesägt werden mußte .
Der sofort herbeigerufene Bahnarzt konnte nur » och den in¬

zwischen eingetretenen Tod feststellen . Die Leiche wurde dem

Leichenschanhans zugeführt .
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Gewerkschaftliches

5reigewerklschaftt »che Beamtenzentrale
Alle Bemühungen , mit dem Deutschen Beamten -

b u n d zu einem Abkommen zu gelangen , um die angestrebte

Dreisäulentheorie zur Tat werden zu lassen , scheiterte an der

„ neutralen " , den Beamtendünkel konservierenden Politik obi -

gen Verbandes . Deshalb mutzten die freien Berbände dazu

übergehen , die Beamten nnd Angestellten mit den Arbeitern

in eine Einheitsfront zu bringen . Der Gewerkschaft -

lichc Nachrichtendienst ocrösscntlccht nun einen längercn Ans -

ruf , aus dem wir gekürzt folgendes wiedergeben :
Entsprechend dem im Dezember gefaßten Beschlüsse ist

jetzt am 4. März vom ADGB . nnd Afa - Bund unter Mit -

Wirkung der beteiligten Verbände die .

Gewerkschaftliche Bcamtenzcntrale
' '

errichtet worden . Nach ihrer Satzung verfolgt sie die ge -

meinsame Vertretung allgemeiner Beamteninteressen und

die Ausbreitung des gewerkschaftlichen Gedankens unter den

Beamten .

. Zu ihren Ausgaben gehört die gegenseitige Förderung

und Unterstützung der Berbände in ihrer Werbetätigkeit und

bei der Vertretung der Beamteninteresscn aus sozialem , wirt -

schastlichem und rechtlichem Gebiete . Sie will allgemeine

Aufklärungs - und Werbeschriften herausgeben , gewerkschaft -

liche Unterrichtsknrse für Beamte veranstalten und die Durch -

führung der Wahlen für die gesetzlichen Beamtenvertretun -

gen organisieren .
Mit der Errichtung der Beamtenzentrale hat die organi¬

satorische Zusammenfassung der in den verschiedensten freien

Gewerkschaften bereits vorhandenen Beamten praktische

Gestalt angenommen . Jetzt gilt es , die noch fernstehen -

den Beamten auf dem raschesten Wege ebenfalls der freien

Gewerkschaftsbewcgnng zuzuführen .
Alle sreigewerkschaftlich denkenden Beamten haben jetzt

die Pflicht , sich den in der Gewerkschaftlichen Beamten -

zentrale zusammengefaßten Verbänden anzuschließen oder ,

soweit freigcwcrkschaftlichc Berufsorganisationen für sie nicht

bestehen , innerhalb der Verbände des Deutschen Beamten -

bundes die freigewerkschaftlichen Prinzipien zu verfechten .
Dem zielbewußten Willen der Gewerkschaftlichen Beam -

tenzentrale muß nnd wird es möglich sein , die deutschen Be -

amten und Bcamtenanwärter zu einer Kämpferschar zusam -
menzusasscn , die im öffentlichen Leben ernst genommen wird .

Darum muß der Beamtenschaft das jetzt von allen Seiten an -

gefeindcte Koalitionsrecht gesichert werden . Auch das Streik -

recht darf ihr nicht genommen » verde » , wenn sie sich auch

dessen bewußt ist , daß ihre besondere Stellung im Staat und

in der Wirtschaft ihr auch Pflichten gegen die Allgemeinheit

auferlegt , so daß von diesem äußersten Kampfmittel nur

Gebrauch gemacht werden darf , wenn ihre höchsten Lebens -

interessen gesiihrdet sind . Das wird auch dann gelten , wenn
reaktionäre Bestrebungen an den Grundfesten der Republik
rütteln .

Reichs - , Staats und Kommnnalbeamte der deutsche «
Republik !

Begreift die Zeichen der Zeit ! Bedenkt , daß ihr vereinigt
mit dem gewaltigen Massenhcer der organisierten Arbeiter
und Angestellten eine unüberwindliche KampfeSfront dar¬

stellt . Folgt darum einmütig dem Rufe der sreigcwerkschast -
lichen Beamtcnzentrale und tretet ein in die ihr an -

geschlossene » Berbände .

Gewerkschaftliche Beamtcnzentrale .
Berlin SO . 1«. Engelufer 24 lV .

Neue Sohnsätze für die Mineralwasserarbeiter . Die
in den Berliner Mineralwasscrfabriken beschäftigten
Arbeitnehmer , welche dem Deutschen Transportarbeiter -
Verband angehören , haben das Lohnabkommen , das für die
Monate Februar/März Geltung hatte , form - und fristgerecht
gekündigt . Gefordert wurde ein Zuschlag von l7S M.
pro Woche zu den bestehenden Lohnsätzen Ulrd Erhöhung der
Provision für Kutscher . In einer vor einigen Tagen statt -

gehabten Verhandlung wurde eine Einigung erzielt ,
und zwar wurden für die Arbeiter 139 M. pro Woche , für
Frauen und Jugendliche 129 M. pro Woche für den Monat
April zugelegt , aicßerdem die Provision für Kutscher ver -
dvppelt , für den Monat Mai 73 At . für Männliche und .
39 M. für Kranen nnd Jugendliche vro Woche . Tie Ab -
slimmnng in der Versammlung ergab eine Mehrheit für
die Annahme der neuen Lohnsätze . — Die gedruckten Exem -
plare sind im Berbandsbnrean , Engelnser 24/2S , Anfg . B. n ,
Zimmer 38, zu haben .

Äiifc im Gastwirtsgewerbe
Wie bereits berichtet wurde , sind die VerHand -

lnnge » zwischen den Arbeitgebern im Gastwirtsgewerbe
und dein Kartell der im Gasiivirtsgewerbc vertretenen
Arbeitnehmer - Organisation gescheitert Am Dienstag .
dem 28. 3. . trat ein vereinbartes Schiedsgericht beim Geichs -
arbeirsministeriu m zusammen . Der gefällte Schiedsspruch
bringt für die Tarifgruppe I igastwirtschastliche Angestellte «
eine Erhöhnng der Grundlöhne der Kellner auf 2999 bis
2299 M. pro Monat , dem Küchenpersoual wurden 10 Pro¬
zent , den übrigen Gruppen der gastwirtschaftlichen Auge . -
stellten 23 Prozent auf die bestehenden Löhne zugesprochen .
Tie Sätze für Kost und Logis wurden von 29 auf 39 M.
pro Tag erhöht . Für die Tarifgruppe U ( Heizer , Mafchi -
nisten . Handwerker und Arbeitert wurde » » 23 Prozent Zu -
tage zugesprochen . Für die Gruppe Musiker wurden 15
Prozent Zulage bewilligt und für die kaufmännischen An¬
gestellten im Durchschnitt 23 Prozent . Der gefällte Schieds¬
spruch , das kann schon heute gesagt werden , trägt dem Stand -
pnnkt der Arbeitgeber , die für große Teile der gastivtrt - -
scha , iiichen Arbeitnehmer Zulagen überhaupr ablehnen ,
einseitig R e ch n u n g. Ohne der Entscheidung des Kar -
telts der im Gastivirtsgeiverbc vertretenen Arbeitnehmer -
organisationen vorziigrctfe » , kann dies schon heute festge -
stellt werden . Der Schiedsspruch erhöht zwar die Kellner -
löhne um 299 M. pro Monat , so daß der Grundlohn für die
höchste Gruppe der Kellner 2299 M. pro Monat ab l . April
beträgt . Dieses Entgegenkommen dem Standpunkt der Ar¬
beitnehmer gegenüber , die als Mindestlohn 2800 M. for¬
derten , ist geradezu lächerlich . Bei einen , Teil der weib¬
lichen Aligestelllen , die sich in . Kost nnd Logis besinden , wird
sich die Tatsache ergeben , daß sie durch die Erhöhung der
Sätze für Rost nnd Logis um 50 Prozent au » 30 M. pro
Tag ab l. April , trotz der angeblichen Zulage von 23 Pro ?
zcnt höchstens den gleiche » Lohn bekommen . In ein -
zelnen Fällen zeitigt der Schiedsspruch sogar das llnikum .
daß die letztgenannte » Angestellten ab 1. April weniger
Lohn bekommen würden , als sie im Monat März bezogen
haben !

Allee in allem müssen schon diese ivenigen Zeilen die
ll ii ni ö g l i ch k e i t des Schiedsspruchs zur Jvidenz be -
weisen . Es mutz deshalb unbedingt erwartet werden , daß die
Arbeitgeber in diesem Fall , wie bei dem Schiedsspruch vom
13. Februar , im Wege der ölrekten Berhandluu -
gen den Schiedsspruch so abändern , daß er auH für
die Arbeitnehmer annehmbar gemacht wirb , andernfalls
wird dieser Schiedsspruch nicht zu einer Klärung der Lage
im Gastwirtsgewerbc führen , sondern kann höchstens ge -
eignet sein , die Situation weiter zu verschärfen .

Arbeitersport
„Stainrneontic " . Waaderuugeu am 2. icvrU :

UtwiaSwutterhaufc », Diotzenmlivie , WünSdorf . Abfahrt : K. ÜO Uhr voraritlag -
«ÄSrtitzer Lorortbaduhos . " Zshlcnoorf , Machnow , Na0cii »! >crg «, PotStiam .
Abfahrt : S. 20 Uhr vormittag » Schief . Bahnhof . — . "rjcllcnraalhc , Raaräfche
Berge . . Abfahrt : Couabeav nasaniNag S. Z0 Uhr , Ntiibahiihof ( Befanbbcur . ti ««
<<z t ralau - Ra MI»- lsbura umstetgen ! ) — «onigbioniterda� «� Tllbrow . Ab-
fahrt ; 7. 10 Uhr dormMog - » Lehrter Stadwahahof ( UkariKn uuiftcigeat ) . —
Buch Gorinlee . Abfahrt : 7. 30 Uhr borurittae », Dahahof Vntiihlt�ifte ( • «.
( Iirtbhmnen umsteigen ! ». � Srtner Oiübrt - obotf , MtrlhelmShagen . rufnutt :
0. 00 Uhr vormitlags , Bahnhof Neukölln . — Wunöhorf , Nrucnborfrr Hiliii ,
Försterei Wunder . Tr . 6. 30 Uhr, Sonnabend abends , Bahnhot ämUh . —
Ol» der Aula der Leibniz - Lbercalfchute , llhartottcnburg , Schillerstreche 126/137
fecke pardenbergstrabc ( am «nie ) . — Bunter Abend . „ Wandern nw
Kampf ' . btlGtNlaß 0. 00 Uhr. Tiairrttspreis Erwachsene 3. 60 MI. Kinder
0. 85 Ms. — « inderwanderungen . Velten , Jugendherberge Wolfs -
lakr , Krämer . It . Sonnabend , nachmittags 5. 30 Uhr, Bahnhof Siclundbrunnex
— Wannsee , Salrvwer See . Tr. 7. 30 Uhr. vormittags . Bahnhof Bellebue . —
Hovelberge . Tr. 7. 30 Uhr vormittags . Bahnhos Steglih .

Freie Turnerschaft Groji . Berlw . Freitag : Sitzung der Frauenturntuarte
bei Kohl. Weichselsirahe lv ( Bahnhof Franlfurter Allee ) , abends 7. 30 Uhr.
— Tonntag : Zufamcn turnen aller Geübteren tflr das Bunbesfeft , Lesfing -
Gvmnaslum ( Wedding ) . Paurslratze >8, vormittags 0 Uhr.

Jugenbaooschasi ver Freie » Turnerschaft ( kharlottenhurg . Abends 7 Uhr
1» der Auta der Hindcnburg - Zieal - Tchnlc . Giierickestrobe 22, Elternabend
der Kinderttirn - Abteilung . Ter Eintritt lst frei . Freunde und Fördere »:
der Arbeiter Sportbewegung sind herzlich willkommen .

Parteiveranstaltungen
Bezirksvcrband Bcrlin - Braudenburg . Am Sonnabend ,

nachmittags 4 Uhr , findet in der Arbeiterbildungsschulc .
Breite Straße 8 —9 . eine ZentralvorstandSsitzung statt . Die

Geschäftsleitungssitzung beginnt um 2 Uhr nachuiittags .
Die Geschästsleitnug .

Distrikt «önigswusterhause « . Am Sonnabend , den

8. April , findet bei Treu . Berliner Straße 18. eine Distrikts -

generalversammlung stntt . Tagesordnung : 1. Bericht vom

Parteitag . Gen . Seger : 2. Bcrschlcdenes : 3. Neuwahl de »

Distriktsvorstandcs .

Sonnabend , de « 1. April .

Bczirks - Franenkonferenz . Am Begrüßuugsabend be »

teiligen sich anßer den Delegierten sämtliche Funkrio -
närinnen von Grvß - Bcrlin und alle Genossinnen , die Quar¬
tiere zur Verfügung gestellt haben . Ter Begrüßungsaberrd
findet � 8 Uhr im Eftnvcrrfchaftshans . Saal 1, statt . Die

Delegierten erhalten ebenda am Sonnabend ihre Ansmefl «

zum Sonntag .
Sonntag , den i . April .

5. im » 6, Dikl ritt . Tie Vartoigcvolscn nehmen mit ihren Familien an der
von der Jagend Gnippe Moabit veranstalteten TchulontlassungSfcier in der
Auto Bochumer Str . 8d ieil . Einlnh 5. 30 Uhr. Eintritt frei !

15. Ttftrili . 10 Uhr UebungUunde bor Kinder zur Arllhlingsfeier Turn -
Halle Mariu - stratzc 40.

Arbeiter - Anglertond Berlin »«» Umgebung . E. ? . Sonntag , den 2. April
vorm . 9 Uhr im . Reichslasino ' Berltn , Neu « Römgstrahe 26 <«roher Saal )
BundeSgen « rnlversammlung . Lhnr Duudcsauswcis l ««n Eintritt .

Vereinskalender

Freitag , >»eu 31. März .
Verbau » der Gemeinde , und Staaisarbriter . Abends 6 Uhr bei Boeh ».

Seberfirah « 17, Brmchendclegiertenvcrsaimnlung der Pari - und Friedhof -
arbeller

Deutscher Trunstzurtarbeiter Bertaud . labot - Branaic . Auherodentlich «
Branchendersammlung Enaljschcr Ho«' Aleranderftrahe 27c. nachmittags
4. 30 Uhr.

Sonnabend , de « 1. April .
Verbau » ieziatiiiischer Adtzlnenten . Nachmittags 3 Uhr in der Arbeüec -

Bildungsschulc , Breit « Straße ->/0, Mitgliederversammlung .

Sonntag , den 2. April .
Aeniratverbaud »er Maschinisten und Heizer : Gcschäst. zstell » «rohBerll «) .

Vormittags 10 Uhr findet im Lolat von Zchulz . Elisadcihslvak >e 30 ein «
Branchen - Versammlung aller in den Holzbelriebcn beschäsiigten : ia ' chintilr »
»nd Heizer . Die Tagesordnung wird in der Versammlung befaniitgegsbra .
ES ist Pflicht eines ledcn dienfifreien Kollegen bestimmt zu ericheinen . Dia
Orttverwallung .

Vazialiftische Vriletarirr - Ju »»»» iGrubtze Wcddiua SchuIenNalsuugS -
Seier im Leasing Bvmnasium . Kanlsiratze 18: Gelang , Ansprach «, Resitattou .
Lieder zur Loule KcigenISnze . Eintrill 2,50 Ml. Anfang 0 Uhr. Ei »
tiiltSlarten sind bei Kroll , Utrcchlfirahc 21 und an der Kol! « zu haben .

Verantwortlich für die Aedallion Robert H e n s « l . Bmlin : für den
Inseratenteil und geschäftliche Mitteilungen : Ludwig Komcriner .
Verlin . — Verlags . Gcnollentrhost . Frciheil ' . e. G. m. b. H. , Berlin . — Druck

von Sehring » Reimers . B. m. b. H. , Belli » ®W. 68, RiNerflrah « 73.
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